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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 10. Juli 1967 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Thailand 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung bei den Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen 

— Drucksache V/2629 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schulhoff 


Das Plenum des Bundestages hat die Vorlage am 
29. März 1968 an den Finanzausschuß überwiesen, 
der sie im 19. Juni 1968 behandelt hat. 

Das vorliegende Abkommen soll durch den Ab- 
bau von Steuerhemmnissen zur weiteren Entwick- 
lung und Vertiefung der traditionell engen deutsch- ' 
thailändischen Wirtschaftsbeziehungen beitragen. 
Dazu schafft es vor allem für die entwicklungs- 
politisch erwünschten deutschen Investitionen in 
Thailand sichere steuerliche Rechtsgrundlagen. 

Das Abkommen lehnt sich an die deutsche Ver- 
tragspraxis an. Es berücksichtigt weitgehend das 
den deutschen Vertragsabschlüssen als Richtschnur 
dienende OECD-Musterabkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung. So ist die Besteuerung der 
gewerblichen Unternehmen nach dem Betriebstätten- 
prinzip geregelt. Deutscher Vertragspraxis folgend 
befreit das Abkommen die von deutschen Unter- 
nehmen in thailändischen Betriebstätten erwirt- 
schafteten Gewinne von der deutschen Steuer. Diese 
Befreiung gilt auch für Dividenden, die deutsche 
Muttergesellschaften von thailändischen Tochter- 
gesellschaften beziehen. Bei Einkünften aus Kapital- 
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Investitionen (Dividenden und Zinsen) und bei den 
Lizenzgebühren weist das Abkommen — deutschen 
Vertragsgrundsätzen folgend — das Besteuerungs- 
recht grundsätzlich dem Wohnsitzstaat zu. Auch das 
Herkunftsland kann aber eine auf die Steuer des 
Wohnsitzlandes anzurechnende Steuer erheben. Da- 
bei wurden — um den besonderen wirtschaftlichen 
Beziehungen zv/ischen den beiden Ländern ange- 
messen Rechnung zu tragen — dem Herkunftsland 
weitergehende Besteuerungsrechte eingeräumt als 
zwischen Industriestaaten üblich. Die in der Ent- 
schließung des Deutschen Bundestages vom 6. April 
1960 — Drucksache V/1763 — erhobene Forderung, 
die Besteuerung im Quellenstaat in ihrem Umfang 
einzuschränken und fest zu begrenzen, ist jedoch 
gewahrt. 

Die weiteren, einer umfassenden Beseitigung von 
Steuorschranken dienenden Abkommensbestimmun- 
gen folgen weitgehend dem OECD-Musterabkom- 
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung. 

Der Finanzausschuß empfiehlt, das Zustimmungs- 
gesetz unverändert anzunehmen. 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2629 — 
verändert anzunehmen. 


Bonn, den 21. Juni 1968 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Schulhoff 

Berichterstatter 
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